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111 � 12'1 Cfer Beilagen zu den Stenograpbiscben Proto"ollen 

de. Natioaalrat .. XV. Cuctz2cbuagsperiode 

Bericht der Bundesregierung betreffend die Entschließung 

des Nationalrates vom 26.2.1981 über die Einbe-

ziehung freiberuflich tätiger Schriftsteller 

in die Sozialversicherung 

Der Nationalrat hat zum Kunstbericht 1979 in der 

Sitzung am 26. Februar 1981 die Entschließung gefaßt, in 

der die Bundesregierung ersucht wird, dem Nationalrat im 

Laufe dieses Jahres eine Regierungsvorlage zuzuleiten, mit 

der den freiberuflich tätigen Schriftstellern der Schutz 

der Sozialversicherung in angemessener Weise zuteil wird. 

Im Zusammenhang mit dieser Entschließung sind 

eine Reihe von Willensäußerungen von Interessensvertretungen 

der Künstler zu erwähnen, die sich ebenfalls mit der Frage 

der Schaffung eines sozialversicherungsrechtlichen Schutzes 

befassen. Allen voran ist die im März 1981 im Rahmen des 

Ersten Österreichischen Schriftsteller-Kongresses gefaßte 

Resolution zu nennen, mit der die Gleichstellung der Schrift­

steller mit den unselbständig Erwerbstätigen in der Sozialver-

sicherung verlangt wurde. 

Ferner sind der anfangs 1981 erstellte Forderungskatalog 

der bildenden Künstler Österreichs sowie die Aktivitäten der 

Arbeitsgemeinschaft für Kunst und Wissenschaft, des größten 

Dachverbandes der Künstlerschaft, anzuführen. Diese Dachver-

bände haben sich ebenfalls für die Schaffung einer Sozialve�-
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sicherung, und zwar nach dem rt:uster des Allgemelnen Sozial­

versiche��ngsgesetzes ausgesprochen. Diese Haltung steht 

im engen Zusammenhang mit den langJährigen Interventionen 

der Gewerkschaft Kunst, Medien, freie Berufe nach Ein­

führung einer gesetzlichen Absicherung gegen die I.Vechsel-

lalle des Lebens fur 

schaffenden. 

den Berufsstand der frelen Kultur-

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung registriert 

daruber hinaus seit langerem Anliegen anderer freiberuflich 

und schöpferisch tätigen Personengruppen, so insbesondere 

der Komponisten, Innenarchitekten ( DeSigner ) und t�ersetzer, 

die gleichfalls den Wunsch nach einem sozialverslcherungsrecht­

lichen Schutz zum Ausdruck gebracht habeno 

Diese Bestrebungen haben den Bundesminister für soziale 

Verwaltung bewogen, über <:En der Entschließung zugrunde liegenden 

Wunsch des Gesetzgebers hinaus, der sich allein auf die Schrift­

steller bezieht, eine Sozialversicherung, die den gesamten 

Kreis der Kulturschaffenden erfaßt, zur Diskussion zu stelleno 

In diesem Sinn hat das Sozialressort Grundzuge einer beab­

sichtigten Sozialversicherung der �unstler9 Schriftsteller und 

sonstiger Kulturschaffenden ausgearbeitet, die sich insbesondere 

mit der Frage des zu versichernden Personenkreises, der Auf­

bringung der Mittel und der Anwendung bestimmter Vorschriften 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes befassen. Diese 

Unterlagen sollen die Grundlage für die erforderlichen Ver­

handlungen mit den Beteiligten bilden, die am Ende zu einem 

von allen Seiten getragenen Entwurf einer Sozialversicher�ng 

fur die freiberuflichen Kulturschaffenden fuhren. 
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Anläßlich der unter der Leitung des Vorsitzenden der 

Gewerkschaft Kunst, f,Iedien, freie Berufe 8.'TI 17• :1ovember 

1981 abgehaltenen Enquete der Österreichische� KUnstler-Unio� 

und der Gesellschaft für Kulturpolitik wurden die erwä��ten 

Grundzüge den teilnehmenden Interessenvertretungen der 

Kulturschaffenden vorgestellt. In der Diskussion wurde von 

den verschiedenen Künstlerorganisationen eine Reihe von For­

derungen erhoben. Hauptanliegen bildete dabei die Absicherung 

des sogenannten Dienstgeberanteiles für die von den Versicherten 

zu entrichtenden Beiträge zur Pflichtversicherung. Es gründet 

sich auf die Befürchtungen der Künstlerschaft, die jährlichen 

Subventionen des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst, 

auf die kein Rechtsanspruch besteht, würden bei Einführung 

einer Sozialversicherung für Kulturschaffende entfallen, 

sodaß sie den gesa�ten Sozialversicherungsbeitrag aus eigenen 

Mitteln bestreiten müßten. Dieser Einwand wurde im Zuge der 

Enquete vom Bundesminister, für soziale Verwaltung durch die Zu­

sage entkräftet, daß die Bundesregierung keine Regierungsvor­

lage eines Sozialversicherungsgesetzes für Kulturschaffende 

vorlegen werde, bei der nicht gleichzeitig die Übernahme des 

sogenannten Arbeitgeberanteiles in Form einer gesicherten Fonds­

lösung verankert ist. 

Im Sinne der oben dargestellten Überlegungen des Bundes­

ministers für soziale Verwaltung werden die mit der Enquete 

vom 17. November 1981 eingeleiteten Gespräche mit den Be­

teiligten weitergeführt. Diesbezüglich ist auf ein Schreiben 

des Vorsitzenden der Gewerkschaft Kunst, Medien, freie Berufe 

III-124 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



- 4 -

an den Bundesminister für soziale VerNaltung voo 4. De ze�ber 

1981 zu verweisen, in deo er anfiihrt , daß die Verbande der 

Schriftsteller, der bildenden Künstler und der Komponis�en 

weiterhin zu den Beschlüssen stehen, nach denen eine So zial­

versicher�r� der Künstler geschaffen werden soll und zwar 

nach den vom Bundesministerium für soziale Verwaltung ver­

tretenen Grundsätzen. Gleichzeitig kündigt er eine Verhand­

lungsdeleg ation an, die nit dem Bundesministerium für soziale 

Verwaltur� die Erarbeitung eines konkreten Gesetzentwurfes 

in die Wege leiten soll . 

. 4....."lgesichts der dargestellten Entwicklur.g ist die Bundes-

regierung r�r Zeit ncct nicht in der Lage, ents�rechend dem 

Ersuchen in der Entschließur� des Nationalra�es nach L�er­

mittlur� einer Regierungsvorlage betreffend eine Sozialver­

sicher�r� für freiberuflich tätige Schriftsteller nachrukQ�uen. 

Abhängig vom weiteren Verlauf der Gespräche mit den Interessen­

vertretungen der Künstlerschaft ist aber da�it zu rechnen, 

daß im Laufe des Jahres 1982 der Entwurf einer Sozialversicherung, 

die den gesa�ten Personenkreis der freiberuflich tätigen 

Kulturschaffenden erfaßt, vorgelegt werden kann. 
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